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03.02.2015

Norm

B-VG Art.133 Abs4

GSVG §2 Abs1

VwGVG §28 Abs1

VwGVG §28 Abs2

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. GSVG § 2 heute

2. GSVG § 2 gültig ab 01.01.2024 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 106/2024

3. GSVG § 2 gültig von 01.01.2016 bis 31.12.2023 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 162/2015

4. GSVG § 2 gültig von 01.01.2016 bis 31.12.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 118/2015

5. GSVG § 2 gültig von 01.01.2007 bis 31.12.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 131/2006

6. GSVG § 2 gültig von 01.01.2000 bis 31.12.2006 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 139/1998

7. GSVG § 2 gültig von 01.01.1998 bis 31.12.1999 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 139/1998

8. GSVG § 2 gültig von 01.01.1998 bis 31.12.1997 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 139/1997

9. GSVG § 2 gültig von 01.01.1997 bis 31.12.1997 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 600/1996

1. VwGVG § 28 heute

2. VwGVG § 28 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. VwGVG § 28 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VwGVG § 28 heute
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2. VwGVG § 28 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. VwGVG § 28 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch

W145 2012525-1/2E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Daniela HUBER als Einzelrichterin über die Beschwerde

von XXXX vertreten durch XXXX, gegen den Bescheid der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft,

Landesstelle Burgenland, vom 25.08.2014, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin

Mag. Daniela HUBER als Einzelrichterin über die Beschwerde von römisch 40 vertreten durch römisch 40 , gegen den

Bescheid der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft, Landesstelle Burgenland, vom 25.08.2014, zu

Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemäß § 28 Abs. 1 und 2 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwGVG) idgF als

unbegründet abgewiesen.Die Beschwerde wird gemäß Paragraph 28, Absatz eins und 2 des

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwGVG) idgF als unbegründet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulässig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Schreiben vom 13.08.2014 beantragte der Rechtsvertreter des Beschwerdeführers die bescheidmäßige

Erledigung über den Antrag auf Überweisung eingezahlter Pensionsversicherungsbeiträge in Höhe von insgesamt €

20.103,37.

2. Mit Bescheid vom 25.08.2014 wurde der Antrag auf Rückzahlung des Betrages von € 20.103,37 an bezahlten

Beiträgen zur Pensionsversicherung nach dem GSVG seitens der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen

Wirtschaft, Landesstelle Burgenland, abgewiesen.

Die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft, Landesstelle Burgenland, begründet den Bescheid im

Wesentlichen mit dem Vorbringen, dass der Beschwerdeführer aufgrund der Innehabung einer Gewerbeberechtigung

in der Kranken- und Pensionsversicherung nach dem GSVG vom 05.07.2006 bis 31.05.2011 pIichtversichert gewesen

sei. Für diese Kalendermonate habe der Beschwerdeführer die vorgeschriebenen Beiträge zur Pensionsversicherung

nach dem GSVG in Höhe von gesamt € 20.103,37 bezahlt. Gleichzeitig sei der Beschwerdeführer im Zeitraum Juli 2006

bis Mai 2011 in einem öKentlich-rechtlichen Dienstverhältnis gestanden. Da die Beiträge nicht ungebührlich entrichtet

worden seien und ein öKentlich-rechtliches Dienstverhältnis keine Ausnahme von der PIichtversicherung in der

Kranken- und Pensionsversicherung nach dem GSVG begründe, weil die beiden Systeme unabhängig voneinander

nebeneinander bestünden, komme eine Rückzahlung der geleisteten Pensionsversicherungsbeiträge auch im Falle

keines GSVG-Pensionsanspruches nicht in Betracht. Über zivilrechtliche Ansprüche, wie Bereicherungsansprüche,

könne mangels Zulässigkeit des Verwaltungsrechtsweges nicht abgesprochen werden. In rechtlicher Hinsicht verwies

die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft, Landesstelle Burgenland, auf §§ 2 Abs. 1 Z 1, 6 Abs. 1 Z 1, 7

Abs. 1 Z 1, 27 Abs. 1 Z 2 und Abs. 2 sowie § 41 GSVG.Die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft,

Landesstelle Burgenland, begründet den Bescheid im Wesentlichen mit dem Vorbringen, dass der Beschwerdeführer

aufgrund der Innehabung einer Gewerbeberechtigung in der Kranken- und Pensionsversicherung nach dem GSVG vom

05.07.2006 bis 31.05.2011 pIichtversichert gewesen sei. Für diese Kalendermonate habe der Beschwerdeführer die

vorgeschriebenen Beiträge zur Pensionsversicherung nach dem GSVG in Höhe von gesamt € 20.103,37 bezahlt.

Gleichzeitig sei der Beschwerdeführer im Zeitraum Juli 2006 bis Mai 2011 in einem öKentlich-rechtlichen

Dienstverhältnis gestanden. Da die Beiträge nicht ungebührlich entrichtet worden seien und ein öKentlich-rechtliches
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Dienstverhältnis keine Ausnahme von der PIichtversicherung in der Kranken- und Pensionsversicherung nach dem

GSVG begründe, weil die beiden Systeme unabhängig voneinander nebeneinander bestünden, komme eine

Rückzahlung der geleisteten Pensionsversicherungsbeiträge auch im Falle keines GSVG-Pensionsanspruches nicht in

Betracht. Über zivilrechtliche Ansprüche, wie Bereicherungsansprüche, könne mangels Zulässigkeit des

Verwaltungsrechtsweges nicht abgesprochen werden. In rechtlicher Hinsicht verwies die Sozialversicherungsanstalt

der gewerblichen Wirtschaft, Landesstelle Burgenland, auf Paragraphen 2, Absatz eins, ZiKer eins, 6, Absatz eins, ZiKer

eins, 7, Absatz eins, Ziffer eins, 27, Absatz eins, Ziffer 2 und Absatz 2, sowie Paragraph 41, GSVG.

3. Gegen diesen Bescheid vom 25.08.2014 wurde mit Schriftsatz vom 25.09.2014 fristgerecht vom Rechtsvertreter des

Beschwerdeführers Beschwerde erhoben und begründend ausgeführt, dass der Bescheid wegen Mangelhaftigkeit des

Verfahrens sowie unrichtige rechtliche Beurteilung bekämpft werde.

Was die Mangelhaftigkeit des Verfahrens anlange, so sei der Beschwerdeführer im Rahmen des erstinstanzlichen

Verfahrens nicht einvernommen worden und haben die Schreiben, Einzahlungsaufschlüsselungen, etc. des

Beschwerdeführers keinen Eingang in die Beweiswürdigung gefunden. Zur unrichtigen rechtlichen Beurteilung wurde

vorgebracht, dass der Beschwerdeführer sein Begehren (auch) auf bereicherungsrechtliche Grundsätze stütze,

mangels Auszahlung der Beiträge die Beiträge jedenfalls ungebührlich entrichtet worden seien, die belangte Behörde

jedenfalls bereichert sei und diese Bereicherung AusIuss von verwaltungsrechtlichen Vorschriften sei. Neben der

Abhaltung einer mündlichen Verhandlung/Einvernahme sei die Stattgabe der Beschwerde in eventu die ersatzlose

Aufhebung des Bescheides und Zurückverweisung der Sache zur neuerlichen Entscheidung nach Verfahrensergänzung

an die belangte Behörde beantragt worden.

4. Mit Schreiben vom 30.09.2014 (eingelangt am 02.10.2014) legte die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen

Wirtschaft, Landesstelle Burgenland, die Beschwerde sowie den bezughabenden Verwaltungsakt dem

Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vor.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Der am 25.11.1951 geborene Beschwerdeführer war ab 06.06.1983 beim Magistrat XXXX durchgehend in einem

(unselbständigen) öKentlich-rechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt und wurde mit Stichtag 01.11.1984 pragmatisiert.

Die bis zu diesem Zeitpunkt bezahlten Pensionsversicherungsbeiträge und erworbenen Pensionsversicherungszeiten

wurden im Rahmen des von der Pensionsversicherungsanstalt durchgeführten Überweisungsverfahrens

berücksichtigt; dieses Verfahren wurde mit Bescheid vom 28.02.1985 abgeschlossen. Seit 01.12.2011 bezieht der

Beschwerdeführer einen Ruhegenuss und ist wieder nach B-KUVG versichert.Der am 25.11.1951 geborene

Beschwerdeführer war ab 06.06.1983 beim Magistrat römisch 40 durchgehend in einem (unselbständigen) öKentlich-

rechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt und wurde mit Stichtag 01.11.1984 pragmatisiert. Die bis zu diesem Zeitpunkt

bezahlten Pensionsversicherungsbeiträge und erworbenen Pensionsversicherungszeiten wurden im Rahmen des von

der Pensionsversicherungsanstalt durchgeführten Überweisungsverfahrens berücksichtigt; dieses Verfahren wurde mit

Bescheid vom 28.02.1985 abgeschlossen. Seit 01.12.2011 bezieht der Beschwerdeführer einen Ruhegenuss und ist

wieder nach B-KUVG versichert.

Vom 05.07.2006 bis 11.05.2011 hatte der Beschwerdeführer eine Gewerbeberechtigung für "Technische Büros -

Ingenieurbüros (Beratende Ingenieure)" inne und bezahlte für die Monate 07/2006 bis 05/2011 die vorgeschriebenen

Beiträge zur Pensionsversicherung nach dem GSVG in Höhe von gesamt € 20.103,37.Vom 05.07.2006 bis 11.05.2011

hatte der Beschwerdeführer eine Gewerbeberechtigung für "Technische Büros - Ingenieurbüros (Beratende

Ingenieure)" inne und bezahlte für die Monate 07 aus 2006, bis 05 aus 2011, die vorgeschriebenen Beiträge zur

Pensionsversicherung nach dem GSVG in Höhe von gesamt € 20.103,37.

2. Beweiswürdigung:

Der Verfahrensgang und die entscheidungsrelevanten Sachverhaltsfeststellungen konnten unmittelbar aufgrund der

Aktenlage getroKen werden, zumal in der Beschwerde kein Feststellungsmangel gerügt wurde. Der Sachverhalt ist

somit unstrittig.

Eine Mangelhaftigkeit des Ermittlungsverfahrens kann - auch aufgrund des regen Schriftverkehrs - der

Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft, Landesstelle Burgenland, nicht vorgeworfen werden. Die



Landesstelle Burgenland der Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft hat ein ordentliches

Ermittlungsverfahren durchgeführt.

Vorliegend handelt es sich vielmehr um eine reine Beurteilung einer Rechtsfrage.

Von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung konnte gemäß § 24 Abs. 4 VwGVG Abstand genommen werden,

da es sich gegenständlich um eine reine Beurteilung einer Rechtsfrage handelt, der Sachverhalt aus der Aktenlage in

Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint und eine mündliche Erörterung die weitere Klärung der Rechtssache

nicht erwarten lässt. Weder kann dem Grundsatz der materiellen Wahrheit und der Wahrung des Parteiengehörs im

vorliegenden Fall durch eine mündliche Verhandlung besser und ePzienter entsprochen werden. Dem Entfall der

Verhandlung stehen auch weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,

BGBl. Nr. 210/1958 noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. Nr. C83 vom 30.03.2010, S.

389, entgegen.Von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung konnte gemäß Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG

Abstand genommen werden, da es sich gegenständlich um eine reine Beurteilung einer Rechtsfrage handelt, der

Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint und eine mündliche Erörterung die

weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt. Weder kann dem Grundsatz der materiellen Wahrheit und der

Wahrung des Parteiengehörs im vorliegenden Fall durch eine mündliche Verhandlung besser und ePzienter

entsprochen werden. Dem Entfall der Verhandlung stehen auch weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum

Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, noch Artikel 47, der Charta

der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. Nr. C83 vom 30.03.2010, S. 389, entgegen.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts:

Mit der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 51/2012, wurde mit 01.01.2014 (Art. 151 Abs. 51 Z 6 B-

VG) das Bundesverwaltungsgericht (Art. 129 B-VG) eingerichtet.Mit der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012,

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 51 aus 2012,, wurde mit 01.01.2014 (Artikel 151, Absatz 51, ZiKer 6, B-VG) das

Bundesverwaltungsgericht (Artikel 129, B-VG) eingerichtet.

Gemäß § 6 BVwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder

Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.Gemäß Paragraph 6, BVwGG entscheidet das

Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch

Senate vorgesehen ist.

G e m ä ß § 194 GSVG gelten (soweit hier maßgeblich) hinsichtlich des Verfahrens zur Durchführung dieses

Bundesgesetzes die Bestimmungen des Siebenten Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, wobei § 414

Abs. 2 und Abs. 3 ASVG nicht anzuwenden ist (§ 194 Z 5 GSVG).Gemäß Paragraph 194, GSVG gelten (soweit hier

maßgeblich) hinsichtlich des Verfahrens zur Durchführung dieses Bundesgesetzes die Bestimmungen des Siebenten

Teiles des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, wobei Paragraph 414, Absatz 2 und Absatz 3, ASVG nicht

anzuwenden ist (Paragraph 194, Ziffer 5, GSVG).

Gemäß § 414 Abs. 2 ASVG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht nur in Angelegenheiten nach § 410 Abs. 1 Z 1, 2

und 6 bis 9 ASVG und nur auf Antrag einer Partei durch einen Senat. Da § 414 Abs. 2 ASVG auf ein Verfahren zur

Durchführung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes nicht anzuwenden ist, obliegt die Entscheidung der

vorliegenden Beschwerdesache der nach der jeweils geltenden Geschäftsverteilung des Bundesverwaltungsgerichtes

zuständigen Einzelrichterin.Gemäß Paragraph 414, Absatz 2, ASVG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht nur in

Angelegenheiten nach Paragraph 410, Absatz eins, Ziffer eins, 2 und 6 bis 9 ASVG und nur auf Antrag einer Partei durch

einen Senat. Da Paragraph 414, Absatz 2, ASVG auf ein Verfahren zur Durchführung des Gewerblichen

Sozialversicherungsgesetzes nicht anzuwenden ist, obliegt die Entscheidung der vorliegenden Beschwerdesache der

nach der jeweils geltenden Geschäftsverteilung des Bundesverwaltungsgerichtes zuständigen Einzelrichterin.

Gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte über Beschwerden gegen den Bescheid einer

Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit.Gemäß Artikel 130, Absatz eins, ZiKer eins, B-VG erkennen die

Verwaltungsgerichte über Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit.
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Nach § 9 Abs. 2 Z 1 VwGVG ist belangte Behörde in den Fällen des Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG jene Behörde, die den

angefochtenen Bescheid erlassen hat.Nach Paragraph 9, Absatz 2, ZiKer eins, VwGVG ist belangte Behörde in den

Fällen des Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG jene Behörde, die den angefochtenen Bescheid erlassen hat.

3.2. Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht:

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des BundesQnanzgerichtes ist durch das VwGVG geregelt (§ 1

leg.cit.). Gemäß § 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens

dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme

des BundesQnanzgerichtes ist durch das VwGVG geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). Gemäß Paragraph 58, Absatz 2,

VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits

kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über

Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,

die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,

BGBl. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene

verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in

dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden

gehabt hätte.Gemäß Paragraph 17, VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das

Verfahren über Beschwerden gemäß Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der

Paragraphen eins bis 5 sowie des römisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,

Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und

des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984,, und im Übrigen jene

verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in

dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden

gehabt hätte.

3.3. Prüfungsumfang und Entscheidungsbefugnis des Bundesverwaltungsgerichts:

§ 27 VwGVG legt den Prüfungsumfang fest und beschränkt diesen insoweit, als das Verwaltungsgericht (bei

Bescheidbeschwerden) prinzipiell (Ausnahme: Unzuständigkeit der Behörde) an das Beschwerdevorbringen gebunden

ist (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013], Anm. 1 zu § 27 VwGVG). Konkret normiert

die zitierte Bestimmung: "Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzuständigkeit der Behörde

gegeben Qndet, hat es den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausübung unmittelbarer

verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (§ 9

Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der Erklärung über den Umfang der Anfechtung (§ 9 Abs. 3) zu überprüfen."Paragraph

27, VwGVG legt den Prüfungsumfang fest und beschränkt diesen insoweit, als das Verwaltungsgericht (bei

Bescheidbeschwerden) prinzipiell (Ausnahme: Unzuständigkeit der Behörde) an das Beschwerdevorbringen gebunden

ist vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013], Anmerkung 1 zu Paragraph 27,

VwGVG). Konkret normiert die zitierte Bestimmung: "Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen

Unzuständigkeit der Behörde gegeben Qndet, hat es den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausübung

unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der

Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, ZiKer 3 und 4) oder auf Grund der Erklärung über den Umfang der Anfechtung

(Paragraph 9, Absatz 3,) zu überprüfen."

Die zentrale Regelung zur Frage der Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte bildet § 28 VwGVG. Die vorliegend

relevanten Abs. 1 und 2 dieser Bestimmung lauten wie folgt:Die zentrale Regelung zur Frage der Kognitionsbefugnis

der Verwaltungsgerichte bildet Paragraph 28, VwGVG. Die vorliegend relevanten Absatz eins und 2 dieser Bestimmung

lauten wie folgt:

"§ 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht

die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu

entscheiden, wenn(2) Über Beschwerden gemäß Artikel 130, Absatz eins, ZiKer eins, B-VG hat das Verwaltungsgericht

dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn
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1. der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maßgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit

gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist."

Gegenständlich steht der maßgebliche Sachverhalt im Sinne von § 28 Abs. 2 Z 1 VwGVG fest. Das

Bundesverwaltungsgericht hat folglich in der Sache selbst zu entscheiden.Gegenständlich steht der maßgebliche

Sachverhalt im Sinne von Paragraph 28, Absatz 2, ZiKer eins, VwGVG fest. Das Bundesverwaltungsgericht hat folglich in

der Sache selbst zu entscheiden.

3.4. Die im vorliegenden Beschwerdefall maßgebenden materiellrechtlichen Bestimmungen lauten:

GSVG:

"Pflichtversicherung

Pflichtversicherung in der Krankenversicherung und in der Pensionsversicherung

§ 2. (1) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, soweit es sich um natürliche Personen handelt, in der

Krankenversicherung und in der Pensionsversicherung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen

pflichtversichert:Paragraph 2, (1) Auf Grund dieses Bundesgesetzes sind, soweit es sich um natürliche Personen

handelt, in der Krankenversicherung und in der Pensionsversicherung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen

pflichtversichert:

die Mitglieder der Kammern der gewerblichen Wirtschaft;

...

Beginn der Pflichtversicherung

§ 6. (1) (2) ...Paragraph 6, (1) (2) ...

(3) Die Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung beginnt

1. bei den im § 2 Abs. 1 Z 1 genannten pIichtversicherten Kammermitgliedern mit dem Tag der Erlangung einer die

PIichtversicherung begründenden Berechtigung;1. bei den im Paragraph 2, Absatz eins, ZiKer eins, genannten

pIichtversicherten Kammermitgliedern mit dem Tag der Erlangung einer die PIichtversicherung begründenden

Berechtigung;

2. ...

Ende der Pflichtversicherung

§ 7. (1) ...Paragraph 7, (1) ...

(2) Die Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung endet

1. bei den im § 2 Abs. 1 Z 1 genannten pIichtversicherten Kammermitgliedern mit dem Letzten des Kalendermonates,

in dem die die PIichtversicherung begründende Berechtigung erloschen ist;1. bei den im Paragraph 2, Absatz eins,

ZiKer eins, genannten pIichtversicherten Kammermitgliedern mit dem Letzten des Kalendermonates, in dem die die

Pflichtversicherung begründende Berechtigung erloschen ist;

2. ...

Beiträge zur Pflichtversicherung

§ 27. (1) Die PIichtversicherten nach § 2 Abs. 1 haben für die Dauer der PIichtversicherungParagraph 27, (1) Die

Pflichtversicherten nach Paragraph 2, Absatz eins, haben für die Dauer der Pflichtversicherung

1. ...,

2. als Beitrag zur Pensionsversicherung 22,8%

der Beitragsgrundlage zu leisten. Zahlungen, die von einer Einrichtung zur wirtschaftlichen Selbsthilfe auf Grund einer

Vereinbarung mit dem Versicherungsträger oder aus Mitteln des Künstler-Sozialversicherungsfonds geleistet werden,

sind auf den Beitrag anzurechnen.
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(2) Der Beitrag zur Pensionsversicherung nach Abs. 1 Z 2 wird aufgebracht(2) Der Beitrag zur Pensionsversicherung

nach Absatz eins, Ziffer 2, wird aufgebracht

1. durch Leistungen der Pflichtversicherten in der Höhe von 18,5 % der Beitragsgrundlage;

2. durch eine Leistung aus dem Steueraufkommen der PIichtversicherten in der Höhe von 4,3 % der

Beitragsgrundlage.

Die Partnerleistung nach Z 2 trägt der Bund; er hat diese dem Versicherungsträger monatlich im erforderlichen

Ausmaß unter Bedachtnahme auf die Kassenlage des Bundes zu bevorschussen.Die Partnerleistung nach ZiKer 2, trägt

der Bund; er hat diese dem Versicherungsträger monatlich im erforderlichen Ausmaß unter Bedachtnahme auf die

Kassenlage des Bundes zu bevorschussen.

(3) Für den Kalendermonat, in dem die PIichtversicherung beginnt, ist der volle Beitrag zu leisten. Ist jedoch in einem

Kalendermonat auf Grund einer vorangegangenen BeitragspIicht bereits ein Beitrag in der Kranken- oder

Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz zu entrichten, so beginnt die BeitragspIicht in der Kranken- oder

Pensionsversicherung erst mit dem nächsten Monatsersten.

(4) ...

Fälligkeit und Einzahlung der Beiträge zur Pensionsversicherung bei Ausübung mehrerer versicherungspIichtiger

Erwerbstätigkeiten

§ 35a. (1) Übt ein nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Pensionsversicherung PIichtversicherter

auch eine Erwerbstätigkeit aus, die die PIichtversicherung in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen

Sozialversicherungsgesetz begründet, und macht der Versicherte glaubhaft, daß die Summe aus den

Beitragsgrundlagen in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz einschließlich der

Sonderzahlungen und den Beitragsgrundlagen in der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz die Summe

der monatlichen Höchstbeitragsgrundlagen gemäß § 48 für im Kalenderjahr liegende Beitragsmonate der

PIichtversicherung, wobei sich deckende Beitragsmonate nur einmal zu zählen sind, überschreiten wird, so ist die

vorläuQge Beitragsgrundlage in der Pensionsversicherung (§ 25a) für die Monate eines gleichzeitigen Bestandes der

PIichtversicherung in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz und nach diesem

Bundesgesetz in einer Höhe festzusetzen, die voraussichtlich nicht zu einer solchen Überschreitung führt.Paragraph 35

a, (1) Übt ein nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Pensionsversicherung PIichtversicherter auch

eine Erwerbstätigkeit aus, die die PIichtversicherung in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen

Sozialversicherungsgesetz begründet, und macht der Versicherte glaubhaft, daß die Summe aus den

Beitragsgrundlagen in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz einschließlich der

Sonderzahlungen und den Beitragsgrundlagen in der Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz die Summe

der monatlichen Höchstbeitragsgrundlagen gemäß Paragraph 48, für im Kalenderjahr liegende Beitragsmonate der

PIichtversicherung, wobei sich deckende Beitragsmonate nur einmal zu zählen sind, überschreiten wird, so ist die

vorläuQge Beitragsgrundlage in der Pensionsversicherung (Paragraph 25 a,) für die Monate eines gleichzeitigen

Bestandes der PIichtversicherung in der Pensionsversicherung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz und

nach diesem Bundesgesetz in einer Höhe festzusetzen, die voraussichtlich nicht zu einer solchen Überschreitung führt.

(2) In den Fällen des § 26 Abs. 3 ist der Bemessung der Beiträge eine vorläuQge Beitragsgrundlage zugrunde zu legen,

die sich in Anwendung des § 26 Abs. 4 und 5 unter Bedachtnahme auf die Beitragsgrundlagen gemäß § 25a und auf die

glaubhaft gemachten Beitragsgrundlagen nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz zuzüglich der

Sonderzahlungen ergibt.(2) In den Fällen des Paragraph 26, Absatz 3, ist der Bemessung der Beiträge eine vorläuQge

Beitragsgrundlage zugrunde zu legen, die sich in Anwendung des Paragraph 26, Absatz 4 und 5 unter Bedachtnahme

auf die Beitragsgrundlagen gemäß Paragraph 25 a und auf die glaubhaft gemachten Beitragsgrundlagen nach dem

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz zuzüglich der Sonderzahlungen ergibt.

(3) Ergibt sich in den Fällen des Abs. 1 und 2 nach der Feststellung der endgültigen Beitragsgrundlage, daß noch

Beiträge zur Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz zu entrichten sind, so sind diese Beiträge mit dem

Ablauf des zweiten Monates des Kalendervierteljahres fällig, in dem die Vorschreibung erfolgt.(3) Ergibt sich in den



Fällen des Absatz eins und 2 nach der Feststellung der endgültigen Beitragsgrundlage, daß noch Beiträge zur

Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz zu entrichten sind, so sind diese Beiträge mit dem Ablauf des

zweiten Monates des Kalendervierteljahres fällig, in dem die Vorschreibung erfolgt.

(4) Übersteigt die vorläuQge DiKerenzbeitragsgrundlage nach Abs. 1 und 2 die endgültige DiKerenzbeitragsgrundlage,

so sind die auf diesen DiKerenzbetrag entfallenden Beitragsteile der versicherten Person zu vergüten.(4) Übersteigt die

vorläuQge DiKerenzbeitragsgrundlage nach Absatz eins und 2 die endgültige DiKerenzbeitragsgrundlage, so sind die

auf diesen Differenzbetrag entfallenden Beitragsteile der versicherten Person zu vergüten.

Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge

§ 41. (1) Zu Ungebühr entrichtete Beiträge können, soweit im folgenden nichts anderes bestimmt wird,

zurückgefordert werden. Das Recht auf Rückforderung verjährt nach Ablauf von fünf Jahren nach deren Zahlung. Der

Lauf der Verjährung des Rückforderungsrechtes wird durch Einleitung eines Verwaltungsverfahrens zur Herbeiführung

einer Entscheidung, aus der sich die Ungebührlichkeit der Beitragsentrichtung ergibt, bis zu einem Anerkenntnis durch

den Versicherungsträger bzw. bis zum Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung im Verwaltungsverfahren

unterbrochen.Paragraph 41, (1) Zu Ungebühr entrichtete Beiträge können, soweit im folgenden nichts anderes

bestimmt wird, zurückgefordert werden. Das Recht auf Rückforderung verjährt nach Ablauf von fünf Jahren nach

deren Zahlung. Der Lauf der Verjährung des Rückforderungsrechtes wird durch Einleitung eines

Verwaltungsverfahrens zur Herbeiführung einer Entscheidung, aus der sich die Ungebührlichkeit der

Beitragsentrichtung ergibt, bis zu einem Anerkenntnis durch den Versicherungsträger bzw. bis zum Eintritt der

Rechtskraft der Entscheidung im Verwaltungsverfahren unterbrochen.

(2) Die Rückforderung von Beiträgen, durch welche eine Formalversicherung begründet wurde, sowie von Beiträgen zu

einer Versicherung, aus welcher innerhalb des Zeitraumes, für den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, eine

Leistung erbracht wurde, ist für den gesamten Zeitraum ausgeschlossen. Desgleichen ist die Rückforderung

ausgeschlossen, wenn nach dem Zeitraum, für den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, eine Leistung

zuerkannt worden ist und die Beiträge auf den Bestand oder das Ausmaß des Leistungsanspruches von EinIuß waren,

es sei denn, der zur Leistungserbringung zuständige Versicherungsträger hatte die Möglichkeit, im Wege einer

Wiederaufnahme des Verfahrens (§ 69 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51) neuerlich

über den Leistungsanspruch zu entscheiden und konnte die zu Unrecht geleisteten Beträge mit Erfolg zur Gänze

zurückfordern.(2) Die Rückforderung von Beiträgen, durch welche eine Formalversicherung begründet wurde, sowie

von Beiträgen zu einer Versicherung, aus welcher innerhalb des Zeitraumes, für den Beiträge ungebührlich entrichtet

worden sind, eine Leistung erbracht wurde, ist für den gesamten Zeitraum ausgeschlossen. Desgleichen ist die

Rückforderung ausgeschlossen, wenn nach dem Zeitraum, für den Beiträge ungebührlich entrichtet worden sind, eine

Leistung zuerkannt worden ist und die Beiträge auf den Bestand oder das Ausmaß des Leistungsanspruches von

Einfluß waren, es sei denn, der zur Leistungserbringung zuständige Versicherungsträger hatte die Möglichkeit, im Wege

einer Wiederaufnahme des Verfahrens (Paragraph 69, des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991,

Bundesgesetzblatt Nr. 51) neuerlich über den Leistungsanspruch zu entscheiden und konnte die zu Unrecht

geleisteten Beträge mit Erfolg zur Gänze zurückfordern.

(3) Wenn statt des Versicherungsträgers, an den die Beiträge zu Ungebühr entrichtet worden sind, ein anderer

Versicherungsträger zur Leistungserbringung zuständig war und dem ersteren Versicherungsträger gegenüber dem

letzteren ein Ersatzanspruch für zu Unrecht erbrachte Leistungen gemäß § 182 zusteht, hat der unzuständige

Versicherungsträger die ungebührlich entrichteten Beiträge ohne Rücksicht auf die Verjährungsfrist (Abs. 1) für den

gesamten Zeitraum, für den an den zuständigen Versicherungsträger nachträglich Beiträge zu entrichten sind, an den

zuständigen Versicherungsträger zu überweisen. Dem unzuständigen Versicherungsträger hat jedoch jener Betrag zu

verbleiben, der zur Deckung seiner Aufwendungen unter Berücksichtigung des Ersatzanspruches nach § 182

erforderlich ist. Der überwiesene Betrag ist auf die dem zuständigen Versicherungsträger geschuldeten Beiträge

anzurechnen. Der zuständige Versicherungsträger hat einen hiedurch allenfalls entstehenden Überschuß an Beiträgen

dem Beitragsschuldner gutzuschreiben bzw., falls dies nicht möglich ist, zu erstatten.(3) Wenn statt des

Versicherungsträgers, an den die Beiträge zu Ungebühr entrichtet worden sind, ein anderer Versicherungsträger zur

Leistungserbringung zuständig war und dem ersteren Versicherungsträger gegenüber dem letzteren ein

Ersatzanspruch für zu Unrecht erbrachte Leistungen gemäß Paragraph 182, zusteht, hat der unzuständige

Versicherungsträger die ungebührlich entrichteten Beiträge ohne Rücksicht auf die Verjährungsfrist (Absatz eins,) für



den gesamten Zeitraum, für den an den zuständigen Versicherungsträger nachträglich Beiträge zu entrichten sind, an

den zuständigen Versicherungsträger zu überweisen. Dem unzuständigen Versicherungsträger hat jedoch jener Betrag

zu verbleiben, der zur Deckung seiner Aufwendungen unter Berücksichtigung des Ersatzanspruches nach Paragraph

182, erforderlich ist. Der überwiesene Betrag ist auf die dem zuständigen Versicherungsträger geschuldeten Beiträge

anzurechnen. Der zuständige Versicherungsträger hat einen hiedurch allenfalls entstehenden Überschuß an Beiträgen

dem Beitragsschuldner gutzuschreiben bzw., falls dies nicht möglich ist, zu erstatten.

(4) Abs. 2 gilt nicht für Beiträge, die zwar nicht zur Gänze ungebührlich, jedoch von einer zu hohen Beitragsgrundlage

oder unter Anwendung eines zu hohen Beitragssatzes entrichtet worden sind, sofern innerhalb des in Betracht

kommenden Zeitraumes nur solche Leistungen erbracht wurden, die auch dann, wenn die Beiträge in richtiger Höhe

entrichtet worden wären, im gleichen Ausmaß gebührt hätten.(4) Absatz 2, gilt nicht für Beiträge, die zwar nicht zur

Gänze ungebührlich, jedoch von einer zu hohen Beitragsgrundlage oder unter Anwendung eines zu hohen

Beitragssatzes entrichtet worden sind, sofern innerhalb des in Betracht kommenden Zeitraumes nur solche Leistungen

erbracht wurden, die auch dann, wenn die Beiträge in richtiger Höhe entrichtet worden wären, im gleichen Ausmaß

gebührt hätten.

(5) Wird die Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge geltend gemacht, so hat der zur Entscheidung

zuständige Versicherungsträger vorerst bei den Versicherungsträgern, denen nach § 411 des Allgemeinen

Sozialversicherungsgesetzes Parteistellung im Verfahren vor den Verwaltungsbehörden zukommt, sowie bei der

zuständigen Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice anzufragen, ob gemäß Abs. 2 im Hinblick auf erbrachte

oder zu erbringende Leistungen aus der Unfall-, Pensions- oder Arbeitslosenversicherung ein Einwand gegen die

Rückerstattung der ungebührlich entrichteten Unfall- Pensions- oder Arbeitslosenversicherungsbeiträge besteht.(5)

Wird die Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge geltend gemacht, so hat der zur Entscheidung zuständige

Versicherungsträger vorerst bei den Versicherungsträgern, denen nach Paragraph 411, des Allgemeinen

Sozialversicherungsgesetzes Parteistellung im Verfahren vor den Verwaltungsbehörden zukommt, sowie bei der

zuständigen Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice anzufragen, ob gemäß Absatz 2, im Hinblick auf erbrachte

oder zu erbringende Leistungen aus der Unfall-, Pensions- oder Arbeitslosenversicherung ein Einwand gegen die

Rückerstattung der ungebührlich entrichteten Unfall- Pensions- oder Arbeitslosenversicherungsbeiträge besteht.

(6) Die Rückforderung ungebührlich entrichteter Beiträge steht dem Versicherten zu."

3.5. Zu A) Abweisung der Beschwerde:

Das System der PIichtversicherung in Österreich ist ein System der ex-lege Versicherung, als tragendes Prinzip der

Sozialversicherung wird die Solidarität angesehen. Das Wesen der PIichtversicherung liegt darin, dass grundsätzlich

nicht ein bestimmter Vertrag die Rechtsfolgen auslöst, sondern dass an das Eintreten eines bestimmten im Gesetz

festgelegten Sachverhaltes, also an die Erfüllung eines bestimmten gesetzlichen Tatbestandes, die Rechtsfolgen

geknüpft sind und daher im Rahmen der Pflichtversicherung die Privatautonomie möglichst ausgeschaltet ist.

Seit dem 01.01.2000 herrscht generell in der Sozialversicherung das Prinzip der Mehrfachversicherung. Zur

verfassungsrechtlichen Unbedenklichkeit der Doppel- und Mehrfachversicherung hat sich der Verfassungsgerichtshof

in ständiger Judikatur mehrfach geäußert:

"Ein System, in dem die VersicherungspIicht an eine bestimmte Erwerbstätigkeit anknüpft, sodass bei gleichzeitigem

Bestehen zweier oder mehrerer Erwerbstätigkeiten eine sogenannte Doppel- bzw. Mehrfachversicherung eintritt,

erweckt keine verfassungsrechtlichen Bedenken." (VfSlg 4714/1964, 4801/1964 und 6181/1970). "Auch begegnet es

keinen verfassungsrechtlichen Bedenken, jedes Erwerbseinkommen gesondert bis zur Höchstbeitragsgrundlage der

Beitragsberechnung zugrunde zu legen. Die Erstattung von Beiträgen in Fällen der Doppel- oder Mehrfachversicherung

in der gesetzlichen Krankenversicherung ist aus verfassungsrechtlicher Sicht auch dann nicht geboten, wenn die sich in

solchen Fällen ergebende Beitragsbelastung die der Höchstbeitragsgrundlage entsprechende Beitragsleistung

übersteigen würde." (VfSlg 14802/1997, S 420 f). (vgl VfGH vom 30.06.2004; Zl. B 869/03.)"Ein System, in dem die

VersicherungspIicht an eine bestimmte Erwerbstätigkeit anknüpft, sodass bei gleichzeitigem Bestehen zweier oder

mehrerer Erwerbstätigkeiten eine sogenannte Doppel- bzw. Mehrfachversicherung eintritt, erweckt keine

verfassungsrechtlichen Bedenken." (VfSlg 4714 aus 1964,, 4801 aus 1964, und 6181 aus 1970,). "Auch begegnet es

keinen verfassungsrechtlichen Bedenken, jedes Erwerbseinkommen gesondert bis zur Höchstbeitragsgrundlage der

Beitragsberechnung zugrunde zu legen. Die Erstattung von Beiträgen in Fällen der Doppel- oder Mehrfachversicherung
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in der gesetzlichen Krankenversicherung ist aus verfassungsrechtlicher Sicht auch dann nicht geboten, wenn die sich in

solchen Fällen ergebende Beitragsbelastung die der Höchstbeitragsgrundlage entsprechende Beitragsleistung

übersteigen würde." (VfSlg 14802 aus 1997,, S 420 f). vergleiche VfGH vom 30.06.2004; Zl. B 869/03.)

Dem Vorbringen des Beschwerdeführervertreters ist entgegenzuhalten, dass nach ständiger Judikatur des

Verfassungsgerichtshofs (vgl. zB B 893/05, Slg. 4714/1964; Slg. 6015/1969; Slg. 6181/1970) die österreichische

Sozialversicherung vom Grundgedanken getragen wird, dass die PIichtversicherten in der Sozialversicherung eine

Riskengemeinschaft bilden. Dabei steht der Versorgungsgedanke im Vordergrund, der den Versicherungsgedanken in

der Ausprägung der Vertragsversicherung zurückdrängt. Es ist für die PIichtversicherung ohne Belang, ob der Einzelne

der Sozialversicherung bedarf, sie erwünscht oder ob er sie für sinnlos erachtet. Über den individuellen

Sonderinteressen stehen die gemeinsamen Interessen der in der PIichtversicherung zusammengeschlossenen

Personen. Die Riskengemeinschaft ist eine Solidaritätsgemeinschaft. Dieser Gemeinschaftsgedanke ist für die

Sozialversicherung typisch und wesentlich. (VwGH 29.03.2006; Zl. 2003/08/0160; VfGH vom 18.06.2009, Zl. B111/09;

vom 19.06.2001, Zl. G115/00); zur Verfassungsmäßigkeit der Doppel- und Mehrfachversicherung siehe u.a. VfSlg.

6181/1964; VfSlg. 4801/1964; VfSlg. 6181/1970, VfGH vom 30.06.2004; Zl. B 869/03).Dem Vorbringen des

Beschwerdeführervertreters ist entgegenzuhalten, dass nach ständiger Judikatur des Verfassungsgerichtshofs

vergleiche zB B 893/05, Slg. 4714 aus 1964,; Slg. 6015 aus 1969,; Slg. 6181 aus 1970,) die österreichische

Sozialversicherung vom Grundgedanken getragen wird, dass die PIichtversicherten in der Sozialversicherung eine

Riskengemeinschaft bilden. Dabei steht der Versorgungsgedanke im Vordergrund, der den Versicherungsgedanken in

der Ausprägung der Vertragsversicherung zurückdrängt. Es ist für die PIichtversicherung ohne Belang, ob der Einzelne

der Sozialversicherung bedarf, sie erwünscht oder ob er sie für sinnlos erachtet. Über den individuellen

Sonderinteressen stehen die gemeinsamen Interessen der in der PIichtversicherung zusammengeschlossenen

Personen. Die Riskengemeinschaft ist eine Solidaritätsgemeinschaft. Dieser Gemeinschaftsgedanke ist für die

Sozialversicherung typisch und wesentlich. (VwGH 29.03.2006; Zl. 2003/08/0160; VfGH vom 18.06.2009, Zl. B111/09;

vom 19.06.2001, Zl. G115/00); zur Verfassungsmäßigkeit der Doppel- und Mehrfachversicherung siehe u.a. VfSlg. 6181

aus 1964,; VfSlg. 4801 aus 1964,; VfSlg. 6181 aus 1970,, VfGH vom 30.06.2004; Zl. B 869/03).

In der gesetzlichen Sozialversicherung gilt also - aufgrund des Hervortretens des Versorgungsgedankens vor dem

Versicherungsgedanken - keine Äquivalenz zwischen Beitrag und Leistung. Es muss in der gesetzlichen

Sozialversicherung in Kauf genommen werden, dass es in manchen Fällen trotz bestehender PIichtversicherung zu

keinem Leistungsanfall kommt. Es bestehen keine gleichheitswidrigen Bedenken, Pensionisten, die eine

pensionsversicherungspIichtige Beschäftigung ausüben, weiterhin mit Pensionsversicherungsbeiträgen zu belasten,

mag es auch künftig zu keinem Pensionsanfall kommen (vgl. VfGH vom 19.6.2001, B864/98).In der gesetzlichen

Sozialversicherung gilt also - aufgrund des Hervortretens des Versorgungsgedankens vor dem Versicherungsgedanken

- keine Äquivalenz zwischen Beitrag und Leistung. Es muss in der gesetzlichen Sozialversicherung in Kauf genommen

werden, dass es in manchen Fällen trotz bestehender PIichtversicherung zu keinem Leistungsanfall kommt. Es

bestehen keine gleichheitswidrigen Bedenken, Pensionisten, die eine pensionsversicherungspIichtige Beschäftigung

ausüben, weiterhin mit Pensionsversicherungsbeiträgen zu belasten, mag es auch künftig zu keinem Pensionsanfall

kommen vergleiche VfGH vom 19.6.2001, B864/98).

Der Beschwerdeführer war aufgrund seiner Gewerbeberechtigung in der Kranken- und Pensionsversicherung vom

05.07.2006 bis 31.05.2011 nach § 2 Abs. 1 Z 1 GSVG pIichtversichert. Gemäß § 27 Abs. 1 Z 2 und Abs. 2 GSVG hat er für

diese Kalendermonate die vorgeschriebenen Beiträge zur Pensionsversicherung gesetzmäßig bezahlt. Im Zeitraum Juli

2006 bis Mai 2011 stand der Beschwerdeführer gleichzeitig in einem öKentlich-rechtlichen Dienstverhältnis; seit

01.12.2011 bezieht der Beschwerdeführer einen Ruhegenuss. Sowohl während seines öKentlich-rechtlichen

Dienstverhältnisses als auch während des Bezuges des Ruhegenusses war/ist der Beschwerdeführer nach B-KUVG

versichert.Der Beschwerdeführer war aufgrund seiner Gewerbeberechtigung in der Kranken- und

Pensionsversicherung vom 05.07.2006 bis 31.05.2011 nach Paragraph 2, Absatz eins, ZiKer eins, GSVG

pIichtversichert. Gemäß Paragraph 27, Absatz eins, ZiKer 2 und Absatz 2, GSVG hat er für diese Kalendermonate die

vorgeschriebenen Beiträge zur Pensionsversicherung gesetzmäßig bezahlt. Im Zeitraum Juli 2006 bis Mai 2011 stand

der Beschwerdeführer gleichzeitig in einem öKentlich-rechtlichen Dienstverhältnis; seit 01.12.2011 bezieht der

Beschwerdeführer einen Ruhegenuss. Sowohl während seines öKentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses als auch

während des Bezuges des Ruhegenusses war/ist der Beschwerdeführer nach B-KUVG versichert.
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Nach der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes, erweckt ein System, in dem die VersicherungspIicht an eine

bestimmte Erwerbstätigkeit anknüpft, sodass bei gleichzeitigem Bestehen zweier oder mehrerer Erwerbstätigkeiten -

vorliegend nach dem B-KUVG und dem GSVG - eine sogenannte Doppel- bzw. Mehrfachversicherung eintritt, wie

eingangs ausgeführt keine verfassungsrechtlichen Bedenken. Das österreichische System der Sozialversicherung ist

ein System der Mehrfachversicherung, da es an die zu versichernde Erwerbstätigkeit anknüpft.

Das auf bereicherungsrechtliche Grundsätze gestützte Vorbringen des Rechtsvertreters des Beschwerdeführers, dass

mangels Auszahlung der Pensionsbeträge diese Beiträge ungebührlich entrichtet worden seien, führt - wie auch die

oben angeführte Judikatur zeigt - nicht zum Erfolg, dies auch vor dem Hintergrund, dass eine Versicherung nach dem

GSVG unabhängig von Parteiwillen bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen ex lege eintritt und die Bezahlung

der Pensionsversicherungsbeiträge durch den Beschwerdeführer auf Basis der gesetzlichen GSVG-Grundlage erfolgt

ist. Eine ungebührliche Entrichtung iSd § 41 GSVG bzw. Bereicherung kann darin nicht erkannt werden.Das auf

bereicherungsrechtliche Grundsätze gestützte Vorbringen des Rechtsvertreters des Beschwerdeführers, dass mangels

Auszahlung der Pensionsbeträge diese Beiträge ungebührlich entrichtet worden seien, führt - wie auch die oben

angeführte Judikatur zeigt - nicht zum Erfolg, dies auch vor dem Hintergrund, dass eine Versicherung nach dem GSVG

unabhängig von Parteiwillen bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen ex lege eintritt und die Bezahlung der

Pensionsversicherungsbeiträge durch den Beschwerdeführer auf Basis der gesetzlichen GSVG-Grundlage erfolgt ist.

Eine ungebührliche Entrichtung iSd Paragraph 41, GSVG bzw. Bereicherung kann darin nicht erkannt werden.

Die Möglichkeit der DiKerenzvorschreibung nach § 35a GSVG ist nicht vorgesehen, wenn eine selbständige

Erwerbstätigkeit mit einer Tätigkeit zusammentriKt, die nach dem B-KUVG versichert ist, da diese Versicherten keiner

Pensionsversicherung, sondern einer eigenen Pensionsversorgung unterliegen. Gegen diese Regelung bestehen wie

oben angeführt keine verfassungsrechtlichen Bedenken. (vgl. Aminger-Solich in Sonntag, GSVG (2014), RZ 9 zu § 35a

GSVG)Die Möglichkeit der DiKerenzvorschreibung nach Paragraph 35 a, GSVG ist nicht vorgesehen, wenn eine

selbständige Erwerbstätigkeit mit einer Tätigkeit zusammentriKt, die nach dem B-KUVG versichert ist, da diese

Versicherten keiner Pensionsversicherung, sondern einer eigenen Pensionsversorgung unterliegen. Gegen diese

Regelung bestehen wie oben angeführt keine verfassungsrechtlichen Bedenken. vergleiche Aminger-Solich in Sonntag,

GSVG (2014), RZ 9 zu Paragraph 35 a, GSVG)

Selbst der Wortlaut des Abs. 1 des § 35a GSVG setzt die PIichtversicherung in der Pensionsversicherung explizit nur

nach dem ASVG voraus, die Inanspruchnahme einer DiKerenzvorschreibung ist daher bei ZusammentreKen einer

PIichtversicherung in der Pensionsversicherung nach dem B-KUVG und dem GSVG weder gesetzlich vorgesehen noch

möglich.Selbst der Wortlaut des Absatz eins, des Paragraph 35 a, GSVG setzt die PIichtversicherung in der

Pensionsversicherung explizit nur nach dem ASVG voraus, die Inanspruchnahme einer DiKerenzvorschreibung ist

daher bei ZusammentreKen einer PIichtversicherung in der Pensionsversicherung nach dem B-KUVG und dem GSVG

weder gesetzlich vorgesehen noch möglich.

Die Beschwerde vermag eine Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheides vom 25.08.2014 nicht darzutun.

Zu B) Unzulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.Gemäß

Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage

abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen

Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemäß Artikel 133,

Absatz 4, B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der

grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen

Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.
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Die Abweisung der Beschwerde ergeht in Anlehnung an die oben zitierte Rechtsprechung des Verfassungs- und

Verwaltungsgerichtshofes. Die gegenständliche Entscheidung weicht daher weder von der bisherigen Rechtsprechung

des Verfassungs- noch Verwaltungsgerichtshofes ab, noch mangelt es an einer derartigen Rechtsprechung; sie ist auch

nicht uneinheitlich. Sonstige Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage liegen nicht vor,

zumal die anzuwendenden Normen insbesondere § 35a GSVG von seinem Wortlaut, seinem Regelungsinhalt und der

Rechtsfolge her derart klaren und eindeutigen bestimmt ist.Die Abweisung der Beschwerde ergeht in Anlehnung an die

oben zitierte Rechtsprechung des Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofes. Die gegenständliche Entscheidung

weicht daher weder von der bisherigen Rechtsprechung des Verfassungs- noch Verwaltungsgerichtshofes ab, noch

mangelt es an einer derartigen Rechtsprechung; sie ist auch nicht uneinheitlich. Sonstige Hinweise auf eine

grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage liegen nicht vor, zumal die anzuwendenden Normen

insbesondere Paragraph 35 a, GSVG von seinem Wortlaut, seinem Regelungsinhalt und der Rechtsfolge her derart

klaren und eindeutigen bestimmt ist.

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.
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